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Aus Sicht der Stiftung Datenschutz – 
Bargeld und Transparenz
Frederick Richter, LL. M.

 PRIVACY NEWS

Frederick Richter ist 
Ständiger Autor bei  
„Privacy in Germany“. 
Seit Anfang 2013 leitet 
er die in Leipzig an
sässige Bundesstiftung 
für Privatheit und 
Datenschutz.  
(Foto: Lorenz Becker)

Was für ein Aufschrei: Nachdem Über
legungen des Bundeswirtschaftsministe
riums zur Einführung einer Obergrenze 
für die Verwendung von Bargeld bekannt 
geworden waren, entbrannte eine feurige 
Diskussion. Dabei waren es nicht nur 
Datenschützer, die protestierten, sei es 
mit dem Ausspruch „Bargeld ist gelebter 
Datenschutz“, sei es – mit Dostojewski – 
unter dem Banner: „Geld ist geprägte 
Freiheit“.

Auch die Wirtschaftswissenschaft gab 
sich skeptisch: Von 184 im ifo-Ökonomen-
panel im März befragten Volkswirtschafts
professoren hielten mehr als die Hälfte so-
gar wirtschaftliche Nachteile in der Folge 
von Bargeld-Einschränkungen für realis-

tisch.1 Abgesehen von möglichen hand
festen negativen Auswirkungen war es 
gleichwohl richtig, dass auch das Grund-
sätzliche betont wurde. So hatte es der 
F. A. Z.-Herausgeber Steltzner getan: „In 
einer Welt, in der alles, was man kauft 
und konsumiert, verfolgt wird, gibt es 
keine Privatheit mehr, sondern herrscht 
die perfekte Kontrolle“.2

	 1	 Abrufbar unter: http://www.faz.net/aktuell/
wirtschaft/wirtschaftspolitik/ifo-oekonomen 
panel-oekonomen-sprechen-sich-fuer-den-
erhalt-des-bargelds-aus-14148522.html. 

	 2	 Abrufbar unter: http://www.faz.net/aktuell/
wirtschaft/kommentar-bargeld-ist-freiheit- 
14052753.html. 
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Stets für den guten Zweck

Die Ziele der Idee einer Zahlungsmittel
einschränkung sind wenig neu: Verbessert 
werden sollen Steuerzahlung und Geld
wäschebekämpfung sowie natürlich Terror- 
und Kriminalitätsbekämpfung. Geeignetes 
Mittel hierzu wäre es, die Menschen ver-
stärkt – oder eines Tages komplett – in 
einen überwachbaren Bereich der Zah-
lungsmittel hineinzudrängen, weg vom 
noch anonym möglichen Barzahlen und 
hin zu grundsätzlich nachverfolgbaren 
elektronischen Alternativen. Fiskalpoli-
tisch läge der Vorteil auf der Hand, denn 
wo kaum noch Bargeld, da auch kaum 
noch Schwarzgeld.

Und immer:  
„Verbergen & Befürchten“

Zu erwarten ist, dass sich die Befürworter 
dieser weiteren Einschränkung bürgerlicher 
Freiheit einer Abwandlung des bekanntes-
ten Arguments für staatliche Überwachung 
von Kommunikation und Datenströmen 
bedienen werden: Wer keine illegalen 
Dinge mit seinem Geld erwerbe, der brau-
che die Nachvollziehbarkeit seiner Finanz-
bewegungen auch nicht fürchten. Abge
sehen davon, dass jedes humane Subjekt 
als einzigartiges Individuum immer irgend
etwas zu verbergen hat, muss dem mit 
einem klaren Wort entgegengetreten 
werden: Entscheidungsfreiheit. Der Staat 
sollte die Zahlungsautonomie nicht ohne 
Not einschränken.

Anders verhält es sich mit Blick auf die 
Praxis: Dort ist das Bargeld längst auf dem 
Rückzug – teils sogar gutgeheißen von 

den Bürgern, deren Schutzbedürftigkeit 
die Bargeldbefürworter in der Debatte so 
oft bemühen. Die Verbraucherinnen und 
Verbraucher werden mehr und mehr daran 
gewöhnt, bereits kleinste Beträge ohne 
Papierstreifen und Metallstücke zu beglei-
chen. Es ist durchaus denkbar, dass ein 
Blick in bargeldarme Länder wie Däne-
mark und Schweden gleichzeitig ein Blick 
in eine bargeldlose Zukunft ist.

Wenn der Markt die Zahlungsmöglich-
keiten eines Tages selber verändert, ergäbe 
sich eine neue Lage. Durchaus denkbar ist, 
das statt des heute verbreiteten „bei uns 
keine Kartenzahlung möglich“ zukünftig 
Schilder an Geschäftslokalen hängen: 
„hier keine Barzahlung mehr möglich“. 
Die Vertragsfreiheit erlaubt eine private 
Bargeldbeschränkung bereits heute3 – nur 
wird sie aufgrund der universellen Akzep-
tanz von Bargeld (noch) nicht praktiziert. 
Falls es dazu kommt, könnte es am Staat 
sein, Autonomie und Wahlfreiheit der Bür-
ger sicherzustellen. Dann wäre zu disku-
tieren, ob zum Privatheitsschutz eine Bar-
zahlungsmöglichkeit vorzuschreiben wäre.

Durchsichtig vs. Undurchsichtig

Worum geht es bei dieser Debatte um 
Geld, Kontrolle und Privatheit? Es geht um 
den Widerstreit zweier bekannter Antago-
nisten: Der Datenschutz will Subjekte und 
Sachverhalte undurchsichtiger machen, 
die Transparenz hingegen will sie durch-
sichtiger machen. Beide Streiter haben iso-
liert betrachtet guten Leumund – wer ist 
schon grundsätzlich gegen Transparenz? 
Doch muss natürlich in einer Art unter-
schieden werden, wie es die organisierte 

	 3	 Deutsche Bundesbank, Welche gesetzlichen 
Verpflichtungen zur Annahme von Euro-Bank-
noten bestehen?, abrufbar unter: https://www.
bundesbank.de/Redaktion/DE/FAQs/Bargeld/
Euro_Banknoten/welche_gesetzlichen_
verpflichtungen_zur_annahme_von_euro_
banknoten_bestehen.html. 

Informatikerzunft bereits seit den 1980er 
Jahren tut. Damals nahm der Chaos Com-
puter Club folgenden Leitspruch in seine 
sogenannte Hacker-Ethik auf: „Öffentliche 
Daten nützen, private Daten schützen!“.4

Das soll an dieser Stelle nicht missver-
standen werden als Aufruf zum Hacken 
öffentlicher Datenbanken. Allein der Kern 
ist entscheidend: Staatliches Handeln 
sollte so durchsichtig wie möglich sein. 
Denn der Souverän ist die Bürgergesamt-
heit, welche den öffentlichen Institutionen 
deren Gewalt erst demokratisch verleiht 
und ihnen im Gesetzeswege Freiheitsbe-
schränkungen erst erlaubt. Und der Sou-
verän darf erwarten, dass mit der von ihm 
verliehenen Macht nachvollziehbar, mit-
hin transparent, umgegangen wird. Wenn 
es dagegen um die Datensubjekte geht, 
dann darf man verlangen, dass deren Ver-
halten zunächst grundsätzlich undurch-
sichtig bleibt. Der Bürger sei nicht luzid, 
sondern opak. Begrenzen kann diese Un-
durchsichtigkeit nur der Staat, durch ver-
fassungsmäßige Gesetze. Bekanntermaßen 
ist jeder Staat latent bis massiv kontrollin-
teressiert, doch bleibt es rechtspolitischer 
Wunsch aller Datenschützer, dass der Ge-
setzgeber seinen verfassungsmäßigen 
Spielraum nicht ohne Not ausreizt.

Der Bürger kann sich aus dem beschrie-
benen Idealzustand einer „Intransparenz 
per Voreinstellung“ herausbegeben und 
sich selber transparent machen – bis hin 
zu netzbasiertem Exhibitionismus. Die Ent-
scheidung hierüber sollte aber seine Pri-
vatsache sein. Sie sollte im freiheitlichen 
Grundrechtsstaat seiner informationellen 
Selbstbestimmung und freiwilligen Selbst-
gefährdung vorbehalten bleiben.

Das gilt auch an der Kasse.

	 4	 Chaos Computer Club, Hackerethik, abrufbar 
unter: https://www.ccc.de/de/hackerethik. 
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